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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu der Initiative des Königreichs Belgien, der Tschechischen Republik, der 
Bundesrepublik Deutschland, des Königreichs Spanien, der Französischen Republik, 
der Republik Ungarn, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der 
Republik Finnland, des Königreichs Schweden und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland im Hinblick auf die Annahme eines Beschlusses des 
Rates zur Einrichtung eines Europäischen Netzes für Kriminalprävention (ENKP) und 
zur Aufhebung des Beschlusses 2001/427/JI
(11421/2009 – C7-0109/2009 – 2009/0812(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Initiative des Königreichs Belgien, der Tschechischen Republik, der 
Bundesrepublik Deutschland, des Königreichs Spanien, der Französischen Republik, der 
Republik Ungarn, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der 
Republik Finnland, des Königreichs Schweden und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland (11421/2009),

– gestützt auf Artikel 39 Absatz 1 und Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c des EU-Vertrags, 
auf deren Grundlage es vom Rat konsultiert wurde (C7-0109/2009),

– gestützt auf die Artikel 100 und 55 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 
(A7-0072/2009),

A. in der Erwägung, dass durch den Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Einrichtung 
eines Europäischen Netzes für Kriminalprävention (ENKP) und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2001/427/JI sowohl inhaltlich als auch verfahrenstechnisch Fragen 
aufgeworfen werden, da er nicht ehrgeizig genug ist, und in der Erwägung, dass eine neue 
Rechtsgrundlage in dem voraussichtlich am 1. Dezember 2009 in Kraft tretenden Vertrag 
von Lissabon (Artikel 84 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union) 
vorgesehen ist, die dem Europäischen Parlament Mitentscheidungsbefugnis (gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren) im Bereich der Kriminalprävention verleiht, 

1. lehnt die Initiative des Königreichs Belgien, der Tschechischen Republik, der 
Bundesrepublik Deutschland, des Königreichs Spanien, der Französischen Republik, der 
Republik Ungarn, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der 
Republik Finnland, des Königreichs Schweden und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland ab;

2. fordert das Königreich Belgien, die Tschechische Republik, die Bundesrepublik 
Deutschland, das Königreich Spanien, die Französische Republik, die Republik Ungarn, 
das Königreich der Niederlande, die Slowakische Republik, die Republik Finnland, das 
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Königreich Schweden und das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland auf, 
ihre Initiative zurückzuziehen;

3. ersucht den Rat, die Initiative nicht vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon formell 
anzunehmen, damit die Schlussakte abgeschlossen und sichergestellt werden kann, dass 
dem Gerichtshof der Europäischen Union, der Kommission und dem Parlament eine 
umfassende Mitwirkung und Kontrolle zukommen (Protokoll des Vertrags von Lissabon 
zu den Übergangsbestimmungen); setzt sich unter diesen Bedingungen dafür ein, dass 
jeder künftige Vorschlag, insbesondere für die Schaffung einer Beobachtungsstelle, im 
Dringlichkeitsverfahren geprüft wird;

4. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen des Königreichs Belgiens, der Tschechischen 
Republik, der Bundesrepublik Deutschland, des Königreichs Spanien, der Französischen 
Republik, der Republik Ungarn, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen 
Republik, der Republik Finnland, des Königreichs Schweden und des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Das Europäische Netz für Kriminalprävention

Das Europäische Netz für Kriminalprävention (ENKP) wurde im Jahr 2001 auf der Grundlage 
des Beschlusses 2001/427/JI des Rates1 eingerichtet. In dem Beschluss wird bekräftigt, dass 
das ENKP folgende Aufgaben hat: 
- Förderung der Zusammenarbeit und des Informations- und Erfahrungsaustauschs auf dem 
Gebiet der Kriminalprävention auf nationaler und europäischer Ebene;
- Sammlung und Analyse von Informationen in diesem Bereich, die auf den Austausch von 
bewährten Praktiken abzielen; 
- Veranstaltung von Konferenzen, Seminaren, Sitzungen, Aktionen und Tätigkeiten, die den 
Austausch von Erfahrungen und bewährten Praktiken fördern und verbessern;
- Unterstützung des Rates und der Kommission mit seinen Sachkenntnissen auf dem Gebiet 
der Kriminalprävention.

Hierfür war in dem Beschluss eine Struktur des ENKP vorgesehen, die sich auf 
Kontaktstellen stützte, die von der Kommission (eine Kontaktstelle) und den jeweiligen 
Mitgliedstaaten (höchstens 3 nationale Kontaktstellen pro Mitgliedstaat) benannt wurden und 
in die mindestens ein Vertreter der nationalen Behörden entsandt werden sollte, die für die 
Kriminalprävention in ihren unterschiedlichsten Aspekten zuständig waren; in diesem Bereich 
spezialisierte Forscher oder Wissenschaftlicher sowie andere Akteure auf dem Gebiet der 
Kriminalprävention konnten dagegen als sonstige Kontaktstellen benannt werden. Die 
Mitgliedstaaten waren jedoch gehalten, Forscher oder Wissenschaftler, andere Akteure auf 
dem Gebiet der Kriminalprävention, wie Nichtregierungsorganisationen, örtliche Behörden 
und den Privatsektor, einzubeziehen. Europol und die Europäische Beobachtungsstelle für 
Drogen und Drogensucht (EBDD) wurden ebenso wie andere einschlägige Stellen 
hinzugezogen.

Im Jahr 2005 wurde das Netz einer internen strukturellen Reform unterzogen, die zur 
Einsetzung von zwei ständigen Ausschüssen führte, einer für das Arbeitsprogramm und einer 
für die Forschung, während die Pflege der Website von der Kommission an das Vereinigte 
Königreich überging, das seitdem für seine Aktualisierung zuständig war2.

Im Jahr 2007 wurde eine weitere interne Überprüfung der Effizienz des ENKP von 
nationalen Vertretern durchgeführt, die zu dem Schluss kamen, dass eine Verstärkung des 
Sekretariats (das bis zu dem Zeitpunkt aus einem Beamten der Kommission bestand, der sich 
auf Teilzeitbasis um das Netz kümmerte) und offensichtlich die Befassung mit dem Problem 
der Ressourcen für die ständigen Ausschüsse und die nationalen Vertreter notwendig wären.

Im März 2009 wurde eine externe Beurteilung der Arbeitsweise des ENKP 
veröffentlicht, in der zwar einerseits die Bedeutung der Ziele und der zugewiesenen und von 
dem Netz durchgeführten Aufgaben hervorgehoben, aber andererseits auch ein Scheitern auf 
organisatorischer Ebene aufgezeigt wurde, durch das die volle Entfaltung des Potenzials und 

1 2001/427/JI: Beschluss des Rates vom 28. Mai 2001 zur Einrichtung eines Europäischen Netzes für 
Kriminalprävention, siehe unter:  
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32001D0427:IT:HTML 
2 die Website des ENKP ist: http://www.eucpn.org/ 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32001D0427:IT:HTML
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der Wirkung des Netzes verhindert wurde. Zu den in dem externen Bericht aufgedeckten 
Problemen gehören: das Fehlen ausreichender Mittel; ein ineffizientes Sekretariat; fehlendes 
Engagement seitens der nationalen Vertreter; ein spärliches Arbeitsprogramm; die 
Auslagerung der Aufgabe der kriminologischen Forschung (durchgeführt von 1 Forscher der 
Universität Wien auf Halbzeitbasis an 2 von 5 Arbeitstagen). In der Beurteilung wurde auch 
die Möglichkeit in Erwägung gezogen, das Netz abzuschaffen.

Deshalb hat das Netz eine Arbeitsgruppe eingesetzt, um die Empfehlungen der 
externen Beurteilung vom März 2009 zu prüfen, und festgestellt, dass Änderungen am 
Rechtsakt zur Einrichtung des Netzes erforderlich wären. Insbesondere wurde vorgeschlagen, 
ein aus Mitteln der Gemeinschaftsprogramme „Kriminalprävention und 
Kriminalitätsbekämpfung“ (gemäß dem Rahmenprogramm „Sicherheit und Schutz der 
Freiheitsrechte“) finanziertes externes Sekretariat einzurichten. Obgleich einige 
Mitgliedstaaten in Anbetracht der allgemeinen Unzufriedenheit über den Missserfolg bei den 
gesetzten Zielen auch die Möglichkeit der Abschaffung des Netzes in Erwägung gezogen 
hatten, hat eine Gruppe von Mitgliedstaaten einen Vorschlag für die Reform des ENKP 
vorgelegt und der schwedische Ratsvorsitz der Europäischen Union hat diesen Vorschlag zu 
einer seiner Prioritäten gemacht, der während des Halbjahrs des schwedischen Ratsvorsitzes 
und auf jeden Fall vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon verabschiedet werden 
soll.

Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Einrichtung eines Europäischen Netzes für 
Kriminalprävention (ENKP) und zur Aufhebung des Beschlusses 2001/427/JI

In dem vorliegenden Vorschlag ist die Aufhebung des Beschlusses 2001/427/JI vorgesehen. 
Zu den wenigen in dem Dokument vorgeschlagenen Änderungen gehören eine eingeschränkte 
Umstrukturierung des Netzes durch die Einrichtung eines externen Sekretariats sowie ein 
Versuch, die Tätigkeit des Netzes, seine Aufgaben und Zuständigkeiten sowie jene der in 
seinem Rahmen tätigen Stellen deutlich zu machen. 

Bei der vorgeschlagenen neuen – und komplizierten – Struktur ist vorgesehen, dass 
sich das Netz aus einem Sekretariat, aus von jedem Mitgliedstaat benannten Kontaktstellen 
und einem Direktorium zusammensetzt. Dieses besteht aus den von den Mitgliedstaaten 
benannten nationalen Vertretern und hat einen Vorsitzenden (der aus dem Kreis der 
nationalen Vertreter ernannt wird), der einen Exekutivausschuss (bestehend aus höchstens 
sechs weiteren Mitgliedern des Direktoriums und einem Vertreter der Kommission) leitet. Es 
ist darauf hinzuweisen, dass in dem neuen Vorschlag eine gewisse Konfusion zwischen 
Kontaktstellen und nationalen Vertretern besteht. Ferner werden die Verweise auf die 
Mitwirkung von Sachverständigen, Wissenschaftlern, Nichtregierungsorganisationen, der 
Zivilgesellschaft sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene gestrichen. Es werden 
einige strukturelle Verbindungen zwischen dem Netz und weiteren Organen und 
Einrichtungen der Gemeinschaft gekappt, die auf dem Gebiet der Kriminalprävention tätig 
sind. Der Beschluss sieht vor allem keinerlei Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament vor. Außerdem wird die zuvor vorgesehene Anforderung der Sprachkenntnisse 
außer Acht gelassen.

Im Verlauf der Erörterung des Vorschlags zwischen Kommission und Mitgliedstaaten 
im Rat war die am heftigsten diskutierte und umstrittenste Frage die des Sekretariats, seiner 
Finanzierung, der Möglichkeit seiner Auslagerung, seiner Unabhängigkeit und der 
Lenkungsfunktion, die die Kommission und der Rat hätten übernehmen müssen, sowie die 
Personalprobleme.  
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Standpunkt der Berichterstatterin

Die Berichterstatterin ist zutiefst enttäuscht darüber, dass es nicht möglich war, dass das Netz 
entsprechend dem Beschluss zu seiner Einrichtung und der geweckten Erwartungen 
funktionierte und einen Beitrag leistete, der dem äußerst wichtigen Ziel gerecht wurde, die 
Kriminalität in der Europäischen Union zu verhindern. Die mangelnde Zusammenarbeit 
zwischen Kommission, Rat und Mitgliedstaaten, hat zu einer grundlegenden Behinderung 
dieses Netzes ebenso wie des generelleren Ziels der Europäischen Union beigetragen, das 
Verbrechen, einschließlich des organisierten Verbrechens, durch die Verhinderung dieser 
Phänomene zu bekämpfen. Die Verhinderung des Verbrechens und insbesondere des 
organisierten Verbrechens kann nicht auf einen Austausch bewährter Praktiken bei den nur 
wenig frequentierten und schlecht organisierten Treffen mit nationalen Vertretern reduziert 
werden, die auf Grund fehlender Sprachkenntnisse nicht miteinander kommunizieren können, 
wodurch alles zu nichts weiter als einer touristischen Veranstaltung für nationale Beamte 
gerät. Die fehlende Einbeziehung der Zivilgesellschaft, der Wissenschafter. der NRO, die 
fehlende Übersetzung von Dokumenten und der auf die Website des Netzes eingestellten 
Informationen, die fehlende Ausarbeitung von Materialien über die Prävention (wie zum 
Beispiel Dokumente für Schulen, Lehrkräfte und Schüler) haben unter anderem dazu 
beigetragen, dass das Netz gegenüber den anderen für diesen Sektor relevanten Einrichtungen 
und Akteuren ins Hintertreffen gerät. 

Der vorliegende Vorschlag erscheint für die Lösung der Probleme völlig 
unzureichend. Dies geht aus den wiederholten Beurteilungen, denen das Netz unterzogen 
wurde, – ein offensichtliches Zeichen dafür, dass man sich seiner erfolglosen Tätigkeit 
bewusst ist – hervor, denn der Vorschlag verschärft die Probleme anscheinend, anstatt 
geeignete Lösungen zu finden. Im Übrigen ist die Berichterstatterin der Ansicht, dass es – 
wenn das Netz endlich funktionieren soll – notwendig ist, seine Befugnisse deutlich zu 
erweitern, um auch das Problem der Verhinderung des organisierten Verbrechens zu 
bewältigen, das sich in einer erheblicher Zahl europäischer Staaten wie eine Krake immer 
mehr ausbreitet – insbesondere nachdem die Tätigkeiten des Forums für die Verhütung des 
organisierten Verbrechens eingestellt wurden.  Die Berichterstatterin kritisiert den Widerstand 
einiger Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf Schärfste und fürchtet, dass sich hinter 
dieser Haltung in Wirklichkeit die Angst versteckt, das Problem des zunehmenden und immer 
besorgniserregenderen Vordringens krimineller Organisationen in einer immer größeren Zahl 
europäischer Staaten zugeben und bewältigen zu müssen. 

Der schwedische Ratsvorsitz besteht darauf, dass der vorliegende Beschluss vom 
Europäischen Parlament bis zum Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon verabschiedet wird: 
Die Berichterstatterin ist damit überhaupt nicht einverstanden, da das Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon nur noch eine Frage von Tagen ist. Unter dem interinstitutionellen 
Gesichtspunkt wird vom Europäischen Parlament verlangt, auf institutionelle Vorrechte zu 
verzichten, die ihm der neue Vertrag auf dem Gebiet der Verhinderung von Verbrechen 
überträgt: die Mitentscheidung. Die Berichterstatterin hätte dieses Vorgehen nur akzeptieren 
können, wenn die Kommission und der Rat feierlich zugesichert hätten, sofort nach 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon einen ehrgeizigen Vorschlag auf der Grundlage des in 
Erwägung gezogenen Vorschlags für die Schaffung einer Beobachtungsstelle für Kriminalität, 
insbesondere organisierte Kriminalität, mit ungeschränkten Kompetenzen und Befugnissen 
und mit präzisen Zuständigkeiten für die Erhebung von Daten und Informationen sowie für 
Vergleich, Beurteilung und Empfehlung vorzulegen. 
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Die Berichterstatterin vertritt die Auffassung, dass es, – wie es sich das Europäische 
Parlament bei den Europol-Vorschlägen anschickt zu tun, und wie dies im Übrigen 
ursprünglich von einigen Mitgliedstaaten und Einrichtungen in Erwägung gezogen wurde – 
notwendig ist, die Initiative abzulehnen, um die Reform des Netzes ernsthafter und 
struktureller sowie auf ehrgeizigere Art und Weise auf der Grundlage einer echten 
eigenständigen europäischen Politik für die Verhinderung des Verbrechens, einschließlich des 
organisierten und terroristischen Verbrechens, nach dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon in Angriff zu nehmen, der eine eigene diesbezügliche Rechtsgrundlage enthält. Auf 
diese Weise können das Europäische Parlament und der Rat im Rahmen der Mitentscheidung, 
ohne weiter an einer völlig unbefriedigenden Situation festzuhalten, die 
Verbrechensbekämpfung durch die Prävention in der Europäischen Union mit der Einrichtung 
einer Beobachtungsstelle für Kriminalität, organisiertes Verbrechen und Verhütung besser in 
konkrete Maßnahmen umsetzen.
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